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Sachverhalt

�

Arnold A aus Berlin ist leidenschaftlicher Sammler von Oldtimern. Was ihm zu seinem Lebensglück noch fehlt, ist ein Rolls-Royce Silver Ghost, für ihn die eleganteste Limousine aller Zeiten. Ein solches Modell Baujahr 1922 besitzt der Autohändler Bertram B aus Hannover in seiner Kölner Filiale. Die Karossen, deren Marktwert 200.000 DM beträgt, ist mit 240.000 DM ausgezeichnet. 

Ein Nachbar des Bertram B namens Christian C – selbst Sammler englischer Sportwagen der Nachkriegszeit und sehr wohl darüber im Bilde, daß der Preis von 240.000 DM zu hoch ist – will Arnold A eine Lektion verpassen, da dieser ihm vor Jahren mittels eines unsachgemäßen Ölwechsels die Bonsai-Zucht im Vorgarten ruiniert hatte. Zu diesem Zweck spiegelt der ausgesprochen nachtragende Christian C dem Arnold A eines Tages bei einem gemeinsamen Dinner im Country Club vor, nach neuesten Expertisen sei der Rolls-Royce des Bertram B mindestens 270.000 DM wert. Außerdem beabsichtige ein Ölscheich aus den Vereinigten Arabischen Emiraten, sich kommende Woche mit dem Autohändler Bertram B in Verbindung zu setzen und den Oldtimer notfalls sogar für 300.000,- DM zu erwerben. 

Arnold A, der schon seit langem ein Auge auf den Silver Ghost geworfen hat, sich aber – wie Christian C weiß – bislang an der Kaufpreishöhe störte und die Hoffnung hegte, den Autohändler durch langes Abwarten zu einer Preissenkung bewegen zu können, sieht nun seine Felle davonschwimmen. Selbst geschäftlich verhindert, beauftragt und bevollmächtigt er seinen Freund Dieter D, den Oldtimer in seinem, Arnold As, Namen zu kaufen, ohne ihm jedoch den Beweggrund für seinen plötzlichen Kaufentschluß mitzuteilen. 

Weisungsgemäß begibt sich Dieter D daraufhin nach Hannover und schließt dort mit Bertram B den Kaufvertrag über den Rolls-Royce zum Preis von 240.000,- DM. Wie zuvor mit Arnold A abgesprochen, bittet Dieter D bei den Vertragsverhandlungen darum, daß Bertram B den Wagen direkt von Köln nach Berlin transportieren soll. Bertram B jedoch ist von dieser Idee wenig angetan und meint, das Risiko sei ihm angesichts der chaotischen Straßenverkehrsverhältnisse auf der A 2 zu groß. Arnold A solle den Oldtimer doch in Köln abholen lassen. Den Bedenken des Bertram B Rechnung tragend, einigt man sich schließlich darauf, daß dieser die Überführung des Wagens nach Berlin veranlaßt, Arnold A die Kosten des Transports übernimmt und das Eigentum erst nach späterer Zahlung des Kaufpreises übergeht. 

Da die in Köln ansässigen Automobilspeditionen den Transport in absehbarer Zeit nicht ausführen können, läßt Bertram B wenige Tage später den Rolls-Royce durch eigene Angestellte von Köln in Richtung Berlin transportieren. Kurz hinter der Abfahrt Helmstedt wird der Transporter durch grob verkehrswidriges und schuldhaftes Verhalten eines Manta-Fahrers, dessen Namen die Polizei später mit Manfred M ermittelt, in einen Verkehrsunfall verwickelt. Der Rolls-Royce wird dabei völlig zerstört. 

Nachdem Arnold A sich von diesem Schock erholt durch rechtzeitiges Eingreifen seines privaten Reanimations-Teams wieder hat erholen können, erfährt er, daß Christian C ihm seinerzeit die Unwahrheit gesagt hat. Dem Bertram B, der trotz allem auf Zahlung besteht, erklärt er sofort darauf, mit der ganzen Sache nun nichts mehr zu tun haben zu wollen. Er fühle sich durch Christian C zutiefst hintergangen und hätte ohne dessen Beeinflussung niemals Dieter D mit dem Kauf beauftragt. Außerdem könne er doch wohl nicht ohne weiteres für einen Wagen, den er niemals erhalten hat, zur Zahlung verpflichtet sein. 

Hat Bertram B gegen Arnold A einen durchsetzbaren Anspruch auf Kaufpreiszahlung? 
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�Gutachten



A.	Anspruch des B gegen A auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 240.000,- DM für den PKW "Rolls-Royce Silver Ghost"  aus Kaufvertrag  gemäß § 433 II BGB



B könnte gegen A einen Anspruch auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 240.000,- DM für den PKW aus Kaufvertrag gemäß § 433 II� haben. Hierfür müßte ein wirksamer Kaufvertrag zwischen B und A zustande gekommen sein.

I. Zustandekommen des Vertrages

Voraussetzung hierfür sind zwei auf den Abschluß des Vertrages inhaltlich übereinstimmende Willenserklärungen� sowie die Einigung der Parteien über die wesentlichen Vertragspunkte, die essentialia negotii.�

Vorliegend haben sich B und D über den Verkauf des Rolls-Royce zu einem Preis von 240.000,- DM geeinigt und damit über den Inhalt eines Kaufvertrages.

A hat also selbst nicht gehandelt. Die Abgabe der Einigungserklärung wirkt aber dann für und gegen A, wenn er wirksam gemäß § 164 I von D vertreten worden ist.

1. Stellvertretung durch D gemäß §§ 164 ff.

D könnte durch die Erteilung der Vollmacht als Stellvertreter des A gehandelt haben. 

Stellvertretung i.S. des § 164 I liegt vor, wenn die vom Vertreter abgegebene oder ihm zugegangene Willenserklärung dem Vertretenen so zugerechnet wird, als habe er sie selbst abgegeben oder empfangen.�

a) Zulässigkeit der Stellvertretung

Die Stellvertretung ist nach den Regeln der §§ 164 ff. grundsätzlich bei jeder Willenserklärung zulässig,�sobald sie nicht in Spezialnormen ausnahmsweise ausgeschlossen ist. Dies ist bei höchstpersönlichen Rechtsgeschäften der Fall. Beim Abschluß eines Kaufvertrages handelt es sich nicht um ein solches.�

Folglich ist die Stellvertretung zulässig.

b) Eigene Willenserklärung des Vertreters

Der Stellvertreter muß eine eigene Willenserklärung abgeben, womit er vom sogenannten Boten abzugrenzen ist, der lediglich die Willenserklärung eines anderen überbringt.� Das eigene rechtsgeschäftliche Handeln des d läßt sich hier in der selbständigen Führung der Vertragsverhandlungen und der Einigung über die Überführung des Wagens erkennen.

c) Offenkundigkeit gemäß § 164 I

Darüber hinaus muß D in fremdem Namen gehandelt haben. Für den Dritten muß konkludent erkennbar sein, daß der Erklärende für einen anderen handelt.�

Aus dem Sachverhalt läßt sich eindeutig erfassen, daß B wußte, D würde für A verhandeln. Somit ist das Offenkundigkeitsprinzip gemäß § 164 I gewahrt.

d) Vertretungsmacht des D

Weiterhin müßte D im Rahmen seiner Vertretungsmacht gehandelt haben.

aa) Ausdrückliche Vollmacht gemäß § 167

Laut Sachverhalt wurde D durch A "beauftragt und bevollmächtigt". Eine Vollmacht kann gesetzlich oder rechtsgeschäftlich erfolgen. Hier kommt eine rechtsgeschäftlich erteilte Vertretungsmacht, eine Vollmacht gemäß § 166 II S. 1 in Betracht. Die Vollmacht wird durch einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung erteilt. Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Vertreter (Innenvollmacht) oder gegenüber dem Geschäftsgegner (Außenvollmacht) erklärt werden. Da hier A den D zunächst im Innenverhältnis darum gebeten hat, für ihn tätig zu werden, handelt es sich vorliegend um eine nach außen mitgeteilte Innenvollmacht� gemäß § 171 I. Der Vollmachtgeber kann ferner die Vertretungsmacht für ein einzelnes Rechtsgeschäft erteilen (Spezialvollmacht), für eine bestimmte Art von Rechtsgeschäften (Gattungsvollmacht) oder für umfassend für alle Arten von Rechtsgeschäften (Generalvollmacht). Hier wollte A, daß D für ihn ein bestimmtes Auto kauft und erteilte ihm damit eine Spezialvollmacht. Somit liegt hier eine ausdrückliche Bevollmächtigung des D durch A gemäß § 167 und eine Auftragserteilung gemäß § 662 vor. Folglich handelte D im Rahmen seiner Vertretungsmacht.

e) Wirksamkeit der Stellvertretung

Damit liegt hier eine wirksame Stellvertretung des A durch D gemäß §§ 164 ff. vor. 

2. Zwischenergebnis

Zwischen A und B ist zunächst ein wirksamer Kaufvertrag zustande gekommen. Somit hat B einen Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises in der Höhe von 240.000,- DM gegen A aus Kaufvertrag gemäß § 433 II.



II. Rechtsvernichtende Einwendungen

Der Anspruch des B könnte aufgrund einer rechtsvernichtenden Einwendung untergegangen sein.

1. Untergang der Vollmacht

Die Bevollmächtigung des D könnte erloschen sein. Für sie gelten dieselben Nichtigkeits- und Anfechtungsgründe wie für andere Rechtsgeschäfte.� Dann würde D als Vertreter ohne Vertretungsmacht handeln.

a) Widerruf der Vollmacht gemäß § 168 S. 2

Nach Gebrauch der Vollmacht kann der Vollmachtgeber durch einen Widerruf nicht erreichen, daß die vom Bevollmächtigten schon abgeschlossenen Geschäfte keine Rechtsfolgen für ihn, den Vollmachtgeber, haben, da der Widerruf nur ex nunc wirkt.� Das gleiche gilt für die Kündigung des Innenverhältnisses gemäß § 168 S. 1.

b) Anfechtung der Vollmacht

Die von A an D erteilte Vollmacht könnte jedoch infolge einer Anfechtung des A gemäß § 142 I ex tunc (von Anfang an) nichtig sein.

Eine wirksame Anfechtung setzt eine Zulässigkeit, eine Anfechtungserklärung und einen Anfechtungsgrund voraus. Sie muß innerhalb der Anfechtungsfrist dem Anfechtungsgegner gemäß § 143 I erfolgen. Anfechtungsberechtigt ist der Vollmachtgeber� - in diesem Falle also A. 

aa) Zulässigkeit der Anfechtung

Vorliegend hat D die ihm erteilte Vollmacht bereits ausgeübt und das Vertretungsgeschäft durch den Kauf des PKW getätigt. Ob in einem solchen Falle, in welchem der Vertreter das Rechtsgeschäft mit dem Dritten bereits abgeschlossen hat, eine Anfechtung der Vollmacht zulässig ist, ist umstritten. 

(1)	Ausschluß der Anfechtung einer betätigten Vollmacht

Eine Meinung legt dar, daß in diesem Fall die Anfechtung grundsätzlich ausgeschlossen werden soll.� Es wird argumentiert, daß es dem Anfechtenden nicht an erster Stelle um die Nichtigkeit der Bevollmächtigung gehe. Demnach diene die Anfechtung allein der Beseitigung der sich aus dem Vertretergeschäft ergebenen Rechtsfolgen,� so daß die Interessen des Vertragspartners und auch die des Vertreters aus Verkehrsschutzgründen gegenüber der Anfechtung stets Vorrang hätten. Des weiteren solle nach der Wertung des § 166 I der Vertretene so gestellt werden, als hätte er das Geschäft selbst abgeschlossen und ihm wäre dabei ein Fehler unterlaufen.� Also stünde er in diesem Fall besser, als hätte er den Vertrag selbst abgeschlossen, da er durch die Anfechtung der Bevollmächtigung nicht nur durch die Willensmängel des Vertreters, sondern ebenfalls durch die der Bevollmächtigung zu Fall bringen kann.� Ferner wird behauptet, der Rechtsscheingedanke spräche hier besonders für einen Ausschluß der Anfechtung, da bei der Anscheinsvollmacht sich der Vertretene, der das Handeln des Vertreters nicht kennt, sich so behandeln lassen müsse, als hätte er diesen bevollmächtigt. Da daher auch eine Anscheinsvollmacht als nicht anfechtbar gilt, dürfe der Vertretene nicht schlechter gestellt sein, als einer, der die Vollmacht bewußt erteilt hat.� Somit wäre diese zusätzliche Anfechtungsmöglichkeit, die mit dem schutzwürdigen Interesse des Dritten nicht vereinbar wäre,� nach dieser Ansicht nicht zulässig, so daß die Vollmacht von Anfang an nichtig wäre, und D mit Vertretungsmacht gehandelt hätte.

(2)	Zulässigkeit der Anfechtung einer betätigten Vollmacht

Überwiegend (h.M.)� wird demgegenüber die Anfechtbarkeit einer Bevollmächtigung auch dann bejaht, wenn das Vertretergeschäft, zudem bevollmächtigt worden ist, bereits getätigt wurde. Als eine einseitig empfangsbedürftige Willenserklärung sei die Bevollmächtigung wie jede andere Willenserklärung gemäß §§ 119 ff. anfechtbar. Es wird argumentiert, daß zum Schutze des Rechtsverkehrs der notwendige Interessensausgleich auf der Rechtsfolgeseite durch den Schadensersatz geschaffen wird.� Dem Willen des Gesetzgebers, der sich in den §§ 167, 168 niedergeschlagen hat, daß nach der Abstraktheit des Vertreterrechts, beide Rechtsgeschäfte, Vollmacht und Vertretergeschäft, voneinander separat zu betrachten sind, wird mit dieser Ansicht entsprochen. 

Nach dieser Ansicht wäre also im vorliegenden Falle die Möglichkeit einer Anfechtung der Vollmachtserteilung durch A zu bejahen.

(3) Stellungnahme und Entscheidung

Bei der Vollmachtserteilung handelt es sich um eine empfangsbedürftige Willenserklärung, so daß auch hier die Regeln des BGB über Willenserklärungen angewendet werden. Das gleiche muß daher auch für das bei irrtumsbedingten Willenserklärungen nach dem Gesetz eingeräumte Anfechtungsrecht gelten. Zwar würde dann für den Vertretenen eine zusätzliche Anfechtungsmöglichkeit geschaffen, die dem schutzwürdigen Interesse des Dritten nicht entsprechen würde,� doch andererseits sei zu bedenken, daß durch die Einschaltung eines Vertreters auch zusätzliche Fehlerquellen eröffnet werden. Würde man die Anfechtung der betätigten Vollmacht komplett ausschließen, wäre der Vertretene schlechter gestellt, als wenn er die Willenserklärung selbst abgegeben hätte, denn dann könnte er die Willensmängel, die sich auch bei der Bevollmächtigung auf das Vertretergeschäft ausgewirkt haben, anfechten.� Somit würde das Argument aus § 166 in Frage gestellt.

Ferner läßt sich ein Widerspruch der Anfechtbarkeit einer Vollmacht zu den Grundsätzen der Rechtsscheinhaftung verneinen. Denn einerseits ist die Anfechtung der Anscheinsvollmacht in der Lehre umstritten, andererseits ist der Dritte wegen des besonderen Vertrauenstatbestandes der Anscheinsvollmacht schutzwürdiger, als wenn er sich allein auf die Aussagen des Vertreters verläßt.

Der BGH hat die Anfechtung für zulässig erklärt.� Der Gedanke, es komme auf die Person dessen an, auf dessen Willen die vom Vertreter abgegebene Erklärung tatsächlich beruht, müsse sich auch hier, und zwar zugunsten eines Anfechtungsrechts des Vollmachtgebers durchsetzen lassen.

Dem Willen des Gesetzgebers entspricht ebenfalls die Auffassung, daß Vollmacht und Vertretergeschäft gemäß §§ 167, 168 als zwei Rechtsgeschäfte scharf voneinander zu trennen sind. Der Interessensausgleich wäre auf der Rechtsfolgeseite durch den Schadensersatz geschaffen. 

Somit ist dieser zweiten Auffassung zu folgen. Es ist also zulässig, daß A die Vollmacht gemäß § 142 I anficht.

bb) Anfechtungserklärung

A müßte eine wirksame Anfechtungserklärung abgegeben haben.

(1) Abgabe der Anfechtungserklärung

Eine Anfechtungserklärung ist grundsätzlich formlos möglich. Der Erklärungsempfänger muß ihr entnehmen können, daß der Erklärende ein bestimmtes Rechtsgeschäft wegen Willensmangels von Anfang an beseitigen will.�

A erklärt, er wolle sich nicht an den Vertrag binden lassen. Ferner äußert er, er hätte bei näherer Kenntnis der Sachlage "niemals Dieter D mit dem Kauf beauftragt". Darüber hinaus will er den Kaufpreis nicht zahlen. Da es für die Wirksamkeit der Anfechtung nicht auf die Verwendung des Wortes "anfechten" ankommt,� liegt hier eine Anfechtungserklärung der Bevollmächtigung des D vor.

(2) Zugang der Anfechtungserklärung

Die Anfechtungserklärung muß dem Anfechtungsgegner zugehen. Bei einer Bevollmächtigung ist nach dem Wortlaut des § 143 III S. 1 der "andere", also der Vertreter, der Anfechtungsgegner. Jedoch ist es im Falle einer bereits betätigten Vollmacht in der Literatur umstritten, wer als Anfechtungsgegner anzusehen ist.

Es wird einerseits die Auffassung vertreten, daß bei einer Innenvollmacht der Stellvertreter und bei einer Außenvollmacht der Vertragspartner der richtige Anfechtungsgegner sei.�

Nach anderer Ansicht sei der Anfechtungsgegner stets der Vertragspartner, weil es dem Vertretenen weniger um die Anfechtung der Vollmacht, sondern vor allem um die Anfechtung des Vertretergeschäfts und der daraus resultierenden Rechtsfolgen gehe.�

Eine dritte Meinung legt dar, daß der Vertretene die Vollmacht wahlweise gegenüber dem Vertreter oder dem Vertragspartner anfechten könne.�

Schließlich wird die Auffassung vertreten, daß die Anfechtung sowohl dem Vertreter als auch dem Vertragspartner gegenüber erklärt werden müsse.� Hierbei wird das berechtigte Informationsinteresse aller Beteiligten berücksichtigt.

Der Vertreter hat als Anfechtungsgegner einen Anspruch auf Ersatz des Vertrauensschadens gegen den Vollmachtgeber. Parallel dazu ist er, der Vertreter, dem Vertragspartner aus § 179 verpflichtet, was eine Anspruchskette schafft, die (z.B. wegen möglicher Insolvenz des Vertreters) nicht als interessengerecht erscheint.

Wird dagegen beim Vertragspartner angefochten, hätte dieser einen Anspruch aus § 122 gegen den Vertretenen und gegen den Vertreter gemäß § 179, der dann rückwirkend ohne Vertretungsmacht (gemäß § 142 I) handeln würde. Diese Haftung des Vertreters entfällt dann jedoch, da jenes Interesse bereits durch die Haftung des Vollmachtgebers aus § 122 geschützt wird. Da es hier letztendlich darum geht, die Folgen des Geschäfts mit B zu beseitigen und nicht den Kaufpreis an ihn, den Vertragspartner, zahlen zu müssen und darüber hinaus der Irrtum nicht das Innenverhältnis betrifft, sondern bei der Bildung des Geschäftswillens entstand, ist es folgerichtig, B als den Anfechtungsgegner anzusehen.

Somit gilt hier die vom A abgegebene Anfechtungserklärung dem B gegenüber als zugegangen.

cc) Anfechtungsgrund

Des weiteren müßte für eine wirksame Anfechtung auch ein Anfechtungsgrund vorliegen.

(1) Anfechtung gemäß § 119 II

In Betracht kommt eine Anfechtung gemäß § 119 II. Dann müßte sich A über eine verkehrswesentliche Eigenschaft des PKW geirrt haben. 

A hatte eine falsche Vorstellung über den Wert des Fahrzeugs. Fraglich ist, ob der Wert auch eine Eigenschaft i.S. des § 119 II darstellt. Eigenschaften sind alle tatsächlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse einer Sache, die zufolge ihrer Beschaffenheit und vorausgesetzten Dauer nach den Verkehrsanschauungen einen Einfluß auf die Wertschätzung der Sache auszuüben pflegen.�

Der Wert oder der Preis eines Gegenstandes wird nicht als eine Eigenschaft i.S. von § 119 II gedeutet, da es sich hier nicht um einen wertbildenden Faktor handelt.� Da der Preis von den jeweiligen Gegebenheiten des Marktes abhängt, wird hier eine Anfechtung ausgeschlossen.�

A kann nicht wegen eines Eigenschaftsirrtums gemäß § 119 II anfechten.

(2) Anfechtung gemäß § 123 I 1. Alt.

In Betracht kommt weiterhin eine Anfechtung gemäß § 123 I 1. Alt., wenn A arglistig getäuscht wurde. Die Täuschungshandlung muß für die angefochtene Willenserklärung kausal geworden sein.

(aa) Täuschungshandlung

Darunter versteht man ein Verhalten, das darauf abzielt, in einem anderen eine unrichtige Vorstellung, einen Irrtum, hervorzurufen, zu bestärken oder zu unterhalten.� Dies kann durch positives Tun oder durch Unterlassen geschehen.

C spiegelte A vor, der Rolls-Royce sei wesentlich teurer als in Wirklichkeit. Ferner täuschte er vor, jemand anders hätte ebenfalls vor, das Fahrzeug zu erwerben. 

Es liegt somit eine Täuschungshandlung durch positives Tun vor.

(bb) Kausalität

Die Täuschungshandlung muß für die Willenserklärung, also für die Bevollmächtigung des D, ursächlich gewesen sein, daher zum Irrtum des Getäuschten geführt haben.�

A erklärte ausdrücklich, er hätte ohne der Beeinflussung und damit der Täuschung des C, niemals D mit dem Kauf beauftragt.

Also hätte A bei Kenntnis der Sachlage die Vollmacht nicht erteilt, so daß die Täuschung über den tatsächlichen Wert des Autos für seinen Irrtum subjektiv und objektiv kausal ist.

(cc) Widerrechtlichkeit

Die Täuschung ist ipso facto rechtswidrig.�

(dd) Arglist

Ferner müßte Arglist vorliegen. Dazu ist Vorsatz erforderlich.� Der Täuschende muß wissen und wollen, daß der andere durch die Täuschung zu einer Willenserklärung bestimmt wird, die er ohne der Täuschung möglicherweise nicht oder nicht so abgegeben hätte.�

C belog A über den tatsächlichen Wert des Fahrzeugs nur zu dem Zweck, damit A dieses kauft und ihm dadurch ein finanzieller Nachteil entsteht.

Somit liegt Arglist vor.

(3) Einschränkung des § 123 I durch § 123 II

Da B von der Täuschungshandlung des C weder Kenntnis hatte noch hätte Kenntnis haben müssen, ist die Anfechtung nur möglich, wenn C nicht Dritter i.S. des § 123 II ist.

Die Eigenschaft des Dritten ist nur für einen am Geschäft Unbeteiligten zu bejahen.� Kein Dritter ist, wer auf der Seite des Erklärungsgegners steht und maßgeblich am Zustandekommen des Vertrages mitgewirkt hat.�

Zwischen B und C besteht keinerlei Beziehung. Darüber hinaus wußte B weder etwas von der Täuschung noch hätte er einen Anlaß gehabt, dies anzunehmen.

Die Anfechtung nach § 123 I ist damit ausgeschlossen.

c) Zwischenergebnis

Eine wirksame Anfechtung des A liegt nicht vor. Die Vollmacht des D ist daher wirksam. Folglich handelte D mit Vertretungsmacht.

2. Anfechtung des Kaufvertrages

Der Kaufvertrag könnte gemäß § 142 I von Anfang an nichtig sein, sofern A diesen wirksam angefochten hat.

a) Anfechtung der Erklärung des Vertreters

Gemäß § 166 I muß der Willensmangel bei dem Vertreter liegen, so daß dieser sich durch eine Täuschungshandlung im Irrtum befindet. Im vorliegenden Fall wurde jedoch der vertretene A getäuscht. 

Demnach liegt hier kein Willensmangel des D vor. Eine Anfechtung scheint zunächst nicht möglich zu sein.

b) Durchbrechung des § 166 I durch § 166 II

Jedoch kann A als der Vertretene die Willenserklärung des D dann anfechten, wenn sein Willensmangel gemäß § 166 II zu berücksichtigen ist.

Zunächst müßte D nach bestimmten Weisungen des A gemäß § 166 II gehandelt haben.

D wurde durch seine Spezialvollmacht ein konkretes Fahrzeug von A vorgeschrieben.

Somit liegt hier eine bestimmte Weisung i.S. des § 166 II vor. Der § 166 II kann hier aber nur analog angewendet werden, da diese Vorschrift dem Wortlaut folgend nur die Fälle der "Kenntnis" und des "Kennenmüssens" erfaßt, nicht die des Willensmangels. Dem ist jedoch in den Fällen der arglistigen Täuschung gemäß § 123 I 1. Alt. nicht zu folgen.�

Somit ist die Ansicht, daß § 166 II nicht auf Willensmängel des Vertretenen auszudehnen ist,� hier nicht zu vertreten, da es sich bei § 166 II um eine Ausnahmevorschrift gegenüber den Anfechtungsregeln gemäß §§ 119 ff. handelt, die dem Vertretenen nur unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit einer Berufung auf die Unkenntnis des Vertreters nehmen. Somit sollen ihm keine selbständigen Rechte gewährt werden, die ihm gemäß § 166 I nicht zustehen. So liegt den in den §§ 166 I und II getroffenen Regelungen der gemeinsame Gedanke zugrunde, daß es auf die Bewußtseinslage bei der Willensbildung derjenigen Person ankommt, auf deren Entschließung und Interessenbewertung der Vertragsabschluß beruht.� Demzufolge bestimmt letztendlich der Geschäftswille des Vertretenen, sofern er bestimmte Weisungen erteilt, den Inhalt und die Abgabe der Vertretererklärung.� Obwohl es sich rechtlich um eine eigene Willenserklärung des Vertreters handelt, realisiert er tatsächlich nur den Willen des Geschäftsherrn.� Dieser muß sich jedoch bereits bei Abgabe seiner Willenserklärung im Irrtum befunden haben, um die irrtumsbehaftete Vertretererklärung auf den Geschäftswillen des Vertretenen zurückzuführen.�

Das wäre mit dem Fall vergleichbar, daß der Vertretene selbst den Vertrag geschlossen und nach §§ 199 ff. angefochten hätte. Aber auch in diesem Fall darf er einer ihm gegenüber begangenen arglistigen Täuschung nicht wehrlos ausgesetzt sein.�

Somit ist § 166 II in den Fällen, in denen der Willensmangel auf arglistiger Täuschung des Vollmachtgebers beruht, analog anzuwenden.

Folglich kann A nach § 123 I 1. Alt. den Kaufvertrag anfechten.

c) Anfechtungsgrund

Hier kommt ebenfalls wie bei der Anfechtung der Vollmacht eine Anfechtung gemäß § 123 I 1. Alt. in Betracht. Es geht hier ja auch letztendlich um die gleiche Willenserklärung. Die Täuschungshandlung ist für diese Willenserklärung zwar kausal geworden, sie wurde jedoch von einem am Geschäft völlig unbeteiligten Dritten  i.S. des § 123 II verübt (siehe: Anfechtung der Vollmacht).

Somit ist die Anfechtung auch hier ausgeschlossen. 



III. Ergebnis

Der Kaufvertrag zwischen A und B ist auch weiterhin wirksam. Der Anspruch B gegen A auf Bezahlung des Rolls-Royce aus § 433 II besteht.



IV.	Untergang des Anspruchs aus dem Kaufvertrag gemäß § 433 II

In Betracht kommt ein Erlöschen des Kaufpreisanspruchs als Anspruch auf die Gegenleistung gemäß §§ 440 I, 323 I 1.

Die §§ 320 ff. gelten für alle Pflichten aus dem Gegenseitigkeitsverhältnis. Sie bestehen beim Verkäufer nach § 43 I aus dem Verschaffen des Eigentums und der Übergabe der verkauften Sache an den Käufer.� Unter den synallagmatischen Pflichten des Käufers steht die Zahlungspflicht gemäß § 433 II im Vordergrund.� Somit ist ein gegenseitiger Vertrag die erste Voraussetzung für einen Untergang des Anspruchs gemäß § 323 I.

Zwischen A und B ist ein wirksamer Kaufvertrag zustande gekommen. Demnach liegt hier ein gegenseitiger Vertrag vor.

1. Unmöglichkeit gemäß § 323 I

Nach § 323 I entfällt mit der Leistungspflicht des Verkäufers gemäß § 275 auch die Gegenleistungspflicht des Käufers. Dazu müßte die aus dem Vertrag resultierende Leistung objektiv oder subjektiv unmöglich geworden sein.

a) Vereinbarte Leistung

Der Kaufvertrag beinhaltet als Leistung die Übereignung des Rolls-Royce gemäß § 929.

b) Objektive oder subjektive Unmöglichkeit

Eine Unmöglichkeit würde vorliegen, wenn niemand die Leistung erbringen kann (objektive Unmöglichkeit, § 275 I) oder wenn nicht der Schuldner, sondern eine dritte Person die Leistung erbringen kann (subjektive Unmöglichkeit oder Unvermögen, § 275 II i.V.m. I). Dies wiederum ist insbesondere dann denkbar, wenn es sich bei dem Gegenstand um eine Stückschuld oder um eine konkretisierte Gattungsschuld gemäß § 243 II handelt.

(1) Stückschuld

Bei dem geschuldeten Gegenstand könnte es sich um eine Stückschuld (bzw. Speziesschuld) handeln. Das setzt voraus, daß der geschuldete Gegenstand nur einmal existiert. Dies ist insbesondere bei Einzelstücken und gebrauchten Gegenständen der Fall.�

A wollte einen Oldtimer erwerben. Das Vorliegen einer Stückschuld ist in diesem Fall zweifellos zu bejahen, da es sich hier um ein gebrauchtes Sammlerstück handelt.

(2) Objektive Unmöglichkeit

Die Übereignung einer beweglichen Sache erfordert gemäß § 929 S. 1 eine Einigung über den Eigentumsübergang und die Übergabe der Sache.�

Da wegen Zerstörung niemand mehr dieses Fahrzeug übereignen kann, liegt eine objektive Unmöglichkeit vor.

c) Nachträgliche Unmöglichkeit

Die vom Verkäufer zu erbringende Leistung muß nachträglich unmöglich geworden sein.� Die Unmöglichkeit ist nachträglich, wenn sie erst nach dem Vertragsschluß entsteht. Der Oldtimer wurde erst nach Vertragsschluß zerstört. Damit ist die Leistung nachträglich unmöglich geworden.

d) Verschulden der Parteien

Darüber hinaus dürfen weder der eine (der Schuldner der Leistung) noch der andere (der Schuldner der Gegenleistung) die Unmöglichkeit zu vertreten haben. Das Vertretenmüssen bemißt sich grundsätzlich nach den §§ 276, 278. Der Schuldner der Leistung (B) hätte gemäß § 276 I S. 1 Vorsatz und Fahrlässigkeit in allen Abstufungen zu vertreten.� Da ein eigenes Fehlverhalten des B hier jedoch nicht vorliegt, könnte er für fremdes Verschulden einstehen müssen, wenn er sich Hilfspersonen bedient hätte und diese sich im Einsatz zur Erfüllung der Verbindlichkeit verschulden würden (§ 278). So müßte B für das Verschulden seiner Angestellten haften, wenn diese durch Wissen und Wollen oder durch einen Mangel der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt den Unfall verursacht hätten.�

Das ist vorliegend jedoch nicht der Fall, da allein Manfred M den Unfall verursacht und zu verschulden hat. Somit haben weder A noch B die Unmöglichkeit zu vertreten.

Die Frage, ob die Angestellten des B tatsächlich als Erfüllungsgehilfen i.S. des § 278 gehandelt haben, braucht an dieser Stelle noch nicht beantwortet zu werden.

e) Zwischenergebnis

Die Voraussetzungen des § 323 I liegen damit vor. B würde gemäß § 275 von der Leistungspflicht, A gemäß § 323 I von der Gegenleistungspflicht frei, da es sich hier um den Fall der nachträglichen, objektiven und von keiner Partei zu vertretenen Unmöglichkeit bei einem gegenseitig verpflichtenden Vertrag handelt. Fraglich ist jedoch, ob hier eine gesetzliche Sonderregel zu § 323 I zu beachten ist.

2. Durchbrechung des § 323 I durch § 447

In Betracht kommt § 447. Hierbei geht die Gefahr auf den Käufer über, sobald der Verkäufer die Sache einer Transportperson oder -anstalt ausgeliefert hat. Dies bedeutet, daß der Schuldner der Leistung den Kaufpreisanspruch behält, wenn die Übereignung der Kaufsache aufgrund eines Umstandes unmöglich wird, der nach der Übergabe der Kaufsache an die Transportperson eintritt. Dabei muß die Kaufsache gemäß § 447 I an einen anderen Ort als den Erfüllungsort versendet werden. Dazu ist die Bestimmung der Schuldart entscheidend. Hierbei wird ermittelt, ob der Transport der Kaufsache zu den vertraglichen Leistungspflichten des Verkäufers gegenüber dem Käufer zählt.�

a) Art der Schuld

Man unterscheidet Hol-, Bring- und Schickschulden. Welche Schuldart vorliegend zutrifft, hängt von der Bestimmung des Leistungsorts gemäß § 269 ab. Bei der Holschuld liegen der Erfüllungsort (Ort der Leistungshandlung) und der Erfolgsort (Ort des Leistungserfolgs) beim Verkäufer. Hierbei entsteht diesem keinerlei Verpflichtung zur Versendung. Die Interessen des Schuldners werden damit begünstigt.� Dies ist vorliegend nicht der Fall.

Die Bringschuld liegt vor, wenn beide Orte beim Käufer (Gläubiger) zusammenfallen. Hierbei ist der Erfüllungsort also auch der Wohnsitz des Gläubigers. Der Transport der Kaufsache dorthin ist die Pflicht des Schuldners.� Auch eine Bringschuld ist vorliegend nicht gegeben.

Denkbar ist hier ferner eine Vereinbarung zur Schickschuld. Dabei einigen sich die Parteien dahingehend, daß der Leistungsgegenstand an einen anderen Ort als den Leistungsort (d.h. Wohnsitz des Schuldners) auf Verlangen des Käufers versendet werden soll. Dieser Erfolgsort wird zweckmäßig als besonderer Vollzugsort oder Ablieferungsort in § 391 und als Zahlungsort in § 270 bezeichnet.� Somit fallen der Leistungsort und der Erfolgsort auseinander. Mit der Absendung der Kaufsache erledigen sich die Pflichten des Schuldners bezüglich der Ware. Die Übernahme der Transportkosten durch den Gläubiger (kann hier analog zu § 269 III, Übernahme durch Schuldner, als unerheblich gesehen werden) und eine Vereinbarung über die spätere Bezahlung der Kaufsache nach §§ 133, 157 ändern nichts an der Tatsache, daß der Wohnsitz des Schuldners Erfüllungsort und der Wohnsitz des Gläubigers Erfolgsort sein soll.� Vielmehr wird damit die Versendungspflicht des Schuldners begründet. Diese beschränkt sich jedoch nur auf das (i.S. des § 242) pflichtgetreue Absenden der Kaufsache, nicht auf den Transport selbst (im Unterschied zur Bringschuld).

Da vorliegend alle Voraussetzungen der Schickschuld zwischen A und B gegeben sind, kann man von einer solchen ausgehen. Das dazu meist notwendige Distanzgeschäft� liegt ihr auch hier zugrunde. Die Schickschuld ist auch die für den § 447 vorausgesetzte Schuldart.�

b) Gefahrübergang

Problematisch ist an dieser Stelle jedoch in der Anwendung des § 447 I der Zeitpunkt des Gefahrenübergangs. Es ist umstritten, ob sich der § 447 nur auf die "typische Transportgefahr" bezieht und damit die Leistungsmöglichkeit des Verkäufers ursächlich mit der Beförderung zusammenhänge oder ob der Übergang der Preisgefahr für alle sonstigen Risiken gelte und es dieser Kausalität nicht bedarf.

(1) Theorie der "typischen Transportgefahr"

Hierbei bezieht sich § 447 I nur auf Leistungsstörungen, die - ohne Verschulden der Vertragspartner - durch den Transport zumindest mitverursacht worden sind.� Diese Ansicht wird damit begründet, daß mit der Versendung die Kaufsache den Herrschaftsbereich des Verkäufers verläßt und damit nur diejenigen Risiken auf den Käufer übergehen, deren Beherrschbarkeit dem Verkäufer durch die Versendung entzogen wird.� Ferner wird die engere Sicht des § 447 damit argumentiert, daß der Verkäufer die Transportperson selbst aussucht und ihr Anweisungen erteilt. So sei es für den Käufer unbillig, den Kaufpreis zu zahlen, ohne die Kaufsache zu erhalten.�

(2)	Theorie des uneingeschränkten Gefahrübergangs

Dieser Ansicht nach bezieht sich § 447 I auf alle Schäden und Leistungsstörungen, die (ohne Verschulden der Vertragspartner) während des Transports eintreten.�

Laut dieser Auffassung findet die Einschränkung des Gefahrübergangs auf die durch den Transport verursachten Gefahren keine Stütze im Wortlaut des § 447 I.� Es wird argumentiert, daß der Grund für den früheren Gefahrübergang nicht die erhöhte Gefährdung der Kaufsache infolge des Transports sei, sondern die Verzögerung des Leistungserfolgs durch die vom Käufer gewünschte Versendung. Dieser solle auch daher alle Risiken während dieses Aufschubs tragen.� Ferner wird diese Ansicht damit begründet, daß, wenn der Verkäufer auf Wunsch des Käufers die Versendungspflichten übernimmt, er über seine tatsächlichen Pflichten (wörtliches Angebot der Leistung, Bereitstellung der Kaufsache, Übergabe) hinaus handeln würde, und nicht mit der Gefahrübernahme "bestraft" werden solle.� 

(3) Stellungnahme und Entscheidung

Dieser (zweiten) Auffassung ist zu folgen, da die Versendung auf Verlangen des Käufers geschieht und dieser auch daher die Preisgefahr tragen soll. Trotzdem muß verhindert werden, daß der Verkäufer dem Käufer durch eigenmächtige Versendung die Preisgefahr aufdrängt. Zu diesem Zweck liegt aber das Versendungsverlangen des Käufers gemäß § 447 schon in der Vereinbarung einer Schickschuld.� Denn eigentlich ist der Käufer selbst zur Abholung der Kaufsache verpflichtet.� Dem Argument, das BGB wolle mit § 447 die Regelung seines Vorläufers § 345 ADMGB übernehmen, ist auch nur dahingehend zu folgen, daß die Kaufsache nicht durch den Transport, sondern auf dem Transport gefährdet wird und damit jede Gefahr gemeint ist, die der Verkäufer nicht zu vertreten hat.�Somit hat vorliegend A jede während des Transports auftretende Gefährdung des Fahrzeugs zu vertreten und die Preisgefahr zu übernehmen.

Problematisch ist ferner die Frage nach der Transportperson, da sich zum Teil daran der Gefahrübergang orientiert.

c) Transportperson

Fraglich ist, ob man den § 447 I auch dann anwenden kann, wenn der Verkäufer den Transport wie hier durch eigene Angestellte ausführen läßt, oder ob sich § 447 I nur auf unabhängige Spediteure und Transportunternehmen beschränkt.

(1) Strenge Haftung des Verkäufers

Hierbei haftet der Verkäufer für jegliche Leistungsstörungen während des Transports einschließlich das Verschulden seiner Angestellten gemäß §§ 276, 278 und Zufall. § 447 I ist demnach nicht anwendbar.� Diese Ansicht wird zunächst vom Wortlaut des § 447 bestätigt, da dort ausschließlich unabhängige Transportunternehmer erwähnt sind;� diese Vorschrift sei eng auszulegen.� Ferner wird argumentiert, daß bei dem Transport durch eigene Angestellte die Kaufsache den Kontroll- bzw. Machtbereich des Verkäufers nicht verlassen würde und somit dieser die Gefahr zu tragen hätte.� Da nach dieser Auffassung der Zweck des § 447 die Entlastung des Verkäufers aus der Sphäre der durch ihn nicht beherrschbaren Gefahren im Machtbereich einer fremden Transportperson sei, könne man § 447 nicht anwenden, solange sich die Kaufsache in der Sphäre des Verkäufers befindet.�

Dieser Ansicht zufolge haben vorliegend die Angestellten des B den Transport als seine Erfüllungsgehilfen i.S. des § 278 durchgeführt und die dabei aufgetretene (zufällige) Leistungsstörung hat B aus diesen Gründen zu vertreten. Er hat somit auch keinen Anspruch auf Kaufpreiszahlung.

(2) Haftung des Käufers

Hierbei geht die Preisgefahr mit Beginn der Versendung - also mit der Übergabe der Kaufsache an eine beliebige Transportperson - auf den Käufer über. Der Verkäufer haftet gemäß § 278 nicht mal für das Verschulden seines Personals.�

Dies wird damit begründet, daß die Versendung auf Wunsch und im Interesse des Käufers geschehe. Der Verkäufer übernimmt folglich eine ihm nicht obliegende Leistung, wobei es unbillig sei, ihn dafür auch noch die Gefahr eines zufälligen Untergangs tragen zu lassen, gleichgültig, wer den Transport ausführte.� Ferner wird argumentiert, daß bei einer Schickschuld keine Transportpflicht besteht und somit die Angestellten auch nicht als Erfüllungsgehilfen des Verkäufers i.S. des § 278 angesetzt würden und er darum auch nicht für sie haften müsse, was den klaren Unterschied zur Bringschuld darstelle.� Darüber hinaus basiert diese Ansicht auf dem Gedanken, daß die Gefahr des zufälligen Untergangs der Kaufsache nicht von der Transportperson selbst abhängt. Weil diese grundsätzlich vom Verkäufer ausgesucht und instruiert wird, könne man auch nicht von einer anderen "Sphäre" sprechen, und die rechtliche Selbständigkeit allein dafür nicht bezeichnend wäre, da die mögliche wirtschaftliche Abhängigkeit (des Spediteurs vom Verkäufer) viel gravierender sein könne.�

Somit hat A dieser Ansicht zufolge die Unmöglichkeit zu vertreten, da mit der Übergabe des Fahrzeugs von B an seine Angestellten auch die Preisgefahr an A übergegangen ist.

(3) Haftung nach Verschulden

Dieser Theorie der Verschuldenshaftung zufolge wäre § 447 in einem solchen Falle anwendbar. Dabei geht die Preisgefahr für unverschuldete Zufälle zwar auf den Käufer über, jedoch hat der Verkäufer gemäß §§ 276, 278 für das Verschulden seines Personals einzustehen.�

Diese Meinung wird damit begründet, daß der Verkäufer bei einer freiwilligen Übernahme des Transports sich auch zu einer sorgfältigen Ausführung verpflichtet. Dies basiere auf seiner allgemeinen Pflicht, das Interesse des Vertragspartners bei allen mit der Vertragserfüllung zusammenhängenden Tätigkeiten i.S. des § 242 zu wahren und ihn nicht zu beschädigen.� Ferner dürfe der Käufer nicht schlechter gestellt werden, als wenn der Transport durch ein unabhängiges Transportunternehmen ausgeführt würde, da der Käufer in dem Fall Anspruch auf Schadensersatz infolge der Drittschadensliquidation hätte.�Eine solche Schlechterstellung kann nur dadurch vermieden werden, daß der Verkäufer wie ein Transportunternehmer haftet, denn selbst wenn ein Anspruch des Verkäufers gegen seinen Angestellten z.B. aus § 823 I in Betracht käme (was oft wegen der Grundsätze über den innerbetrieblichen Schadensausgleich nicht möglich ist), so fehlt dem Angestellten, anders als einem Transportunternehmen, die nötige Solvenz, um eine ausreichende Befriedigung des Käufers sicherzustellen. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, daß § 278 eine Verbindlichkeit des Verkäufers voraussetzt, der Transport jedoch wegen der Schickschuld nicht zu den Verkäuferpflichten gerechnet wird. Da hier also Schickschuld und Beförderungspflicht nicht miteinander zu vereinbaren sind, sei die Anwendung des § 278 nur auf eine Obhutspflicht zu stützen.�

Dieser Ansicht zufolge hat A die Unmöglichkeit zu vertreten und an B den Kaufpreis zu leisten, da das Fahrzeug ohne Verschulden der Angestellten des B untergegangen ist.

(4) Stellungnahme und Entscheidung

Dieser Theorie der Verschuldenshaftung ist zu folgen, da sie wohl den größten Ausgleich im Rechtsverkehr bietet. Der Verkäufer wird dadurch geschützt, daß er nur die Gefahren zu vertreten hat, denen er vorbeugen kann (z.B. durch pflichtgetreue Auswahl und Instruktion der Transportperson). Da der Transport auf Verlangen und im Interesse des Käufers verrichtet wird, muß er auch selbst für einen zufällig eingetretenen Untergang haften. Wenn aber die Transportperson diesen Untergang verschuldet hat, soll sie nicht geschützt werden, und dem Käufer muß ein Schadensersatzanspruch eingeräumt werden (z.B. durch Drittschadensliquidation. Eine strenge Verkäuferhaftung ist zu verneinen, denn obwohl sie im Wortlaut des § 447 eine gewisse Stütze findet, macht sie im Ergebnis (im Falle des Transports durch eigenes Personal) aus einer Schickschuld eine Bringschuld. Ebenfalls ist die Theorie des Käuferrisikos (Haftung des Käufers) abzulehnen, da der Käufer nicht nur die Preisgefahr zu tragen hätte, sondern er würde darüber hinaus, weil seine Ersatzberechtigung von der des Verkäufers abhängt, mit dessen Arbeitgeberrisiko belastet.� Die Theorie der Verschuldenshaftung stellt demzufolge einen Kompromiß dar, der dem Zweck und Inhalt des § 447, d.h. für die kaufvertragliche Schickschuld im Blick auf das transportberechtigte Zufallsrisiko eine angemessene Kaufpreisregelung zu treffen, Genüge tut.

d) Zwischenergebnis

Da hier ein Versendungskauf gemäß § 447 vorliegt, ging die Preisgefahr von B bereits mit der Übergabe des Fahrzeugs an seine Angestellten auf A über, so daß bei der anschließenden zufälligen Zerstörung des Fahrzeugs, ohne Verschulden der Angestellten, § 323 I nicht mehr eingreift, und B trotzdem gemäß § 433 II von A die Bezahlung des Rolls-Royce verlangen kann.

3. 	Abweichung von Anweisung des Käufers gemäß § 447 II

Gemäß § 447 II bleibt es zwar beim Gefahrübergang des 447 I, wenn der Verkäufer von den vom Käufer erteilten Anweisungen zum Transport der Kaufsache abweicht, jedoch wird dem Käufer ein Schadensersatzanspruch gewährt.� Die Abweichung muß jedoch für den Schaden ursächlich sein.�

Wenn also A bestimmte Anweisungen zur Überführung des Wagens erteilt hätte, und B diese nicht befolgt hätte, würde A ein Anspruch des durch den Unfall entstandenen Schadens gewährt werden. Zwar haben sich D (stellvertretend für A) und B über einen Transport durch eine Automobilspedition geeinigt, und B ließ statt dessen den Wagen durch seine Angestellten überführen, jedoch kann hier keinerlei Kausalität zwischen Transportperson und der aus dem Verkehrsunfall resultierenden Unmöglichkeit gesehen werden. Da ein Verkehrsunfall auf Zufall basiert und jedes Fahrzeug in einen solchen verwickelt werden kann, würde vorliegend und unter diesen Umständen der Rolls-Royce zerstört werden, unabhängig davon, wer ihn nach Berlin überführt.

V. Ergebnis

Da A gemäß § 447 II kein Schadensersatzanspruch gegen B zusteht, bleibt der Anspruch (des B gegen A) auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 240.000,- DM aus einem Kaufvertrag gemäß § 433 II bestehen.

VI. Durchsetzbarkeit des Anspruchs

Fraglich ist, ob der Anspruch des B auf Kaufpreiszahlung durchsetzbar ist.

Für A kommt gegen den Anspruch des B die Einrede des nicht erfüllten Vertrags gemäß § 320 in Betracht. Hiernach kann der Anspruchsgegner die Leistung solange verweigern, bis der Antragsteller seinerseits leistet. Dies setzt einen mit dem Kaufpreisanspruch des B verknüpften, im Gegenseitigkeitsverhältnis stehenden Anspruch des Anspruchsgegners (A) gegen den Anspruchssteller (B) voraus. Fraglich ist also, ob A einen solchen Anspruch gegen B hat.

1.	Anspruch des A gegen B auf Übereignung des Rolls-Royce gemäß § 433 I S. 1

A könnte einen Anspruch auf Übereignung des Fahrzeugs gegen B aus Kaufvertrag gemäß § 433 I S. 1 haben.

Dann müßte der Anspruch zunächst entstanden sein.

A und B haben einen wirksamen Kaufvertrag geschlossen (s.o.). Demnach ist der Anspruch entstanden, ein Schuldverhältnis liegt vor. Der Anspruch des A könnte jedoch gemäß § 275 untergegangen sein. Die aus dem Vertrag resultierende Leistung ist objektiv unmöglich (s.o.). Die Unmöglichkeit ist nachträglich (s.o.). Der Schuldner der Leistung (B) hat die Unmöglichkeit nicht zu vertreten (s.o.). Also ist der Anspruch gemäß § 275 I untergegangen. A hat folglich gegen B keinen Anspruch auf Übereignung des Rolls-Royce gemäß § 433 I S. 1.

2.	Anspruch des A gegen B auf Abtretung des Ersatzanspruchs (B gegen M) gemäß § 281 I

A könnte gegen B einen Anspruch auf Abtretung eines möglichen Ersatzanspruchs gegen M gemäß § 281 I haben. Dann müßte der Anspruch zunächst entstanden sein.

A und B haben einen Kaufvertrag geschlossen, ein Schuldverhältnis liegt demnach vor. Die aus dem Vertrag resultierende Leistung ist nachträglich objektiv unmöglich (s.o.). Zudem muß der Schuldner (B) gegen einen Dritten einen Ersatzanspruch erlangt haben.

3.Anspruch des B gegen M auf Schadensersatz gemäß § 823 I

B könnte gegen M ein Schadensersatzanspruch gemäß § 823 I zustehen. Das Eigentum des B (Fahrzeug) ist durch eine Handlung des M, nämlich durch verkehrswidriges Verhalten, verletzt worden. Diese Rechtsgutverletzung ist rechtswidrig. M hat sein schuldhaftes Verhalten auch selbst zu vertreten. Der Schaden, der an sich bei A eingetreten ist, wird dem Anspruch des B zugerechnet (Dritt-schadensliquidation). Also hat B gegen M auch einen Schadensersatzanspruch in Höhe von 240.000,- DM gemäß § 823 I. Letztlich hat der Schuldner (B) die Ersatzansprüche auch infolge des Umstands erlangt, der zur Unmöglichkeit der Leistung geführt hat. Folglich sind alle Voraussetzungen des § 281 I erfüllt. Somit ist der Anspruch aus § 281 I entstanden. Der Anspruch ist nicht untergegangen. Er ist auch durchsetzbar. A hat gegen B einen Anspruch auf Abtretung der Ersatzansprüche (B gegen M) aus § 823 I in Höhe von 240.000,- DM gemäß § 281 I. Somit kann A über § 320 (Einrede des nichterfüllten Vertrages) die Leistung (Kaufpreis-zahlung an B) solange verweigern, bis B die ihm gegen M bestehenden Ansprüche an ihn abtritt.



VII. Gesamtergebnis

B hat also gegen A einen durchsetzbaren Kaufpreisanspruch gemäß § 433 II. Er erhält den Kaufpreis jedoch erst Zug um Zug gegen Abtretung der Schadensersatzansprüche an A. 
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